
Lauf  der  Rechtsmittelfrist
bei  mehrfacher  Zustellung
einer Kündigungsverfügung
geschrieben von Dr. Nicole Vögeli Galli | Mai 17, 2023
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts A-2950/2021 vom 20. März
2023  E.2  Wird  eine  Verfügung  mehrfach  ohne  Vorbehalt
zugestellt, bestimmt sich der Beginn des Fristenlaufs nach der
späteren Entgegennahme der zweiten Postsendung.

Beurteilt wurde der Fall eines ehemaligen Mitarbeitenden der
Parlamentsdienste  (A.).  Mit  Verfügung  vom  21.  Mai  2021
kündigten die Parlamentsdienste das Arbeitsverhältnis mit A.
per 31. August 2021. Gegen diese Verfügung erhob A. Beschwerde
beim  Bundesverwaltungsgericht.  Die  Parlamentsdienste
argumentierten, die Beschwerde mit Postaufgabe am 23. Juni
2021 sei verspätet erfolgt, weshalb darauf nicht einzutreten
sei. Sie habe die Verfügung am Freitag, 21. Mai 2021, sowohl
an  den  Beschwerdeführer  selbst  als  auch  an  dessen
Rechtsvertreter jeweils einmal mit A-Post Plus und einmal mit
eingeschriebener  Post  versendet.  Die  Beschwerdefrist  habe
deshalb mit Zustellung der A-Post-Plus Sendung am Samstag, 22.
Mai 2021, zu laufen begonnen und sei am Montag, 21. Juni 2021,
abgelaufen.

Das Bundesverwaltungsgericht führte aus, dass eine effektive
Kenntnisnahme der Verfügung nicht notwendig sei und der Zugang
in  den  Machtbereich  des  Empfängers  genüge.  Sodann  sei
grundsätzlich die spätere Entgegennahme einer zweiten Sendung
durch den Betroffenen für den Fristenlauf unbeachtlich, im
Rahmen öffentlich-rechtlicher Angelegenheiten könne jedoch der
Vertrauensschutz zu einer Verlängerung der Rechtsmittelfrist
führen.  Die  erneute  Zustellung  einer  Verfügung  mit  einer
identischen und vorbehaltlosen Rechtsmittelbelehrung
vor  Ablauf  der  Beschwerdefrist  stelle  einen  Anwendungsfall
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einer  vertrauensbegründenden  behördlichen  Auskunft  dar.
Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Vertrauensschutzes sei
in  derartigen  Fällen,  dass  die  Person,  die  sich  auf  den
Vertrauensschutz beruft, berechtigterweise auf diese Grundlage
vertrauen durfte und gestützt darauf nachteilige Dispositionen
getroffen habe, die sie nicht mehr ohne Nachteil rückgängig
machen könne. Vorliegend wurde durch die später eingetroffenen
eingeschriebenen  Sendungen  der  identischen  Verfügungen  ohne
Vorbehalt in einer konkreten Situation gegenüber bestimmten
Personen (A. und dessen Rechtsvertreter) eine Auskunft seitens
der  zuständigen  Stelle  erteilt.  Dadurch,  dass  A.  die
Beschwerdefrist  der  eingeschriebenen  Sendung  als  massgebend
erachtete, wäre
ihm  beim  Nichteintreten  auf  seine  Beschwerde  ein  nicht
wiedergutzumachender  Rechtsnachteil  erwachsen.  Die
Beschwerdefrist begann folglich am Tag nach der Zustellung der
Verfügung mittels Einschreiben, am 26. Mai 2021, zu laufen.
Somit wurde die 30-tägige Frist mit Postaufgabe vom 23. Juni
2021 gewahrt. Vorliegend hätten die Parlamentsdienste durch
ein  kurzes  Begleitschreiben,  wonach  die  per  A-Post  Plus
versandte  Verfügung  massgebend  sei,  Klarheit  bezüglich  des
Fristenlaufs  schaffen  können,  was  einen  Anwendungsfall  des
Vertrauensschutzes zum vornherein ausgeschlossen hätte.


